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In den vergangenen Jahren ist es still ge-

worden um das Thema ungewollte 

Schwangerschaft und Schwanger-

schaftsabbruch. Vor 40 Jahren war dies 

sehr anders – in der BRD und ebenso in 

der DDR. Eine grundlegende Reform des 

Abtreibungsrechtes stand auf der Agen-

da. Gut 20 Jahre später war dies noch-

mals der Fall, als ein einheitliches Recht 

für das nun zusammengefügte Deutsch-

land gefunden werden musste. Unge-

wollte Schwangerschaft und Schwanger-

schaftsabbruch sind zentrale Aspekte 

von Frauengesundheit und reprodukti-

ver/sexueller Selbstbestimmung, auch 

heute noch. Deshalb lohnt die Frage da-

nach, was damals genau passierte und 

warum und was heute nach wie vor oder 

anders wichtig ist.

Ausgangspunkte
Jahrhundertelang war Abtreibung geleb-

te Praxis, um Fortpflanzung zu regeln, 

Nachkommenschaft zu vermeiden. 

Ebenfalls jahrhundertelang währte die 

Geschichte moralischer und rechtlicher 

Regulierungsversuche. Das 19. Jahrhun-

dert war mit der weltlichen Sanktionie-

rung im § 218 StGB verbunden, zunächst 

als Straftatbestand im Abschnitt 16 als 

Verbrechen wider das Leben mit bis zu 

fünf Jahren Zuchthaus belegt, ohne me-

dizinische oder sonstige Ausnahmerege-

lung. Seitdem hat der § 218 mehrere Re-

formen durchlaufen. Sie waren jeweils 

damit verbunden, dass sich der Zugang 

über definierte Ausnahmen verbesserte 

und die Strafandrohungen verringerten, 

abgesehen von der Zeit des Faschismus. 

Hintergrund der ersten Reformbemü-

hungen in den 20er Jahren des 20. Jahr-

hunderts waren maßgeblich frauen-, so-

zial- und gesundheitspolitische Kämpfe, 

in die sich progressive Einzelpersonen, 

Professionelle ebenso einbrachten wie 

Verbände und Parteien. Dramatische so-

ziale Problemlagen, kaum existierende 

wirkungsvolle Verhütungsmöglichkeiten 

und defizitäres Wissen um basale The-

men auch der Sexualität und Familien-

planung in breiten Bevölkerungskreisen 

und in der Folge unendliche Nöte nach 

zumeist illegalen Schwangerschaftsab-

brüchen oder Verurteilungen der Frauen 

machten auch das Abtreibungsthema 

zum Politikum. 

Unterschiede
Nach 1945 wurde in der DDR und in der 

BRD sehr unterschiedlich mit der Abtrei-

bungsfrage umgegangen. In der DDR 

galt nach anfänglicher Einführung einer 

sozialen Indikation seit 1950 - trotz Strei-

chung des § 218 aus dem Strafgesetz-

buch – eine an enge Bedingungen ge-

bundene medizinische Indikation (Ge-

setz über den Mutter- und Kinderschutz 

und die Rechte der Frau, § 11). Aufgrund 

vielfältiger Problemlagen, insbesondere 

der illegalen Schwangerschaftsabbrüche 

mit entsprechenden gesundheitlichen 

Folgen, wurde 1965 die soziale Indikati-

on wieder eingeführt. Dennoch blieb die 

Beantragung vor einer Gutachterkom-

mission mit allen Unsicherheiten für die 

betroffenen Frauen und Paare. Gesetzes-

liberalisierungen in Polen und der CSSR 

beförderten einen Abtreibungstouris-

mus in diese Länder. Gesundheitspoliti-

kerInnen und ÄrztInnen konstatierten 

weiterhin gesundheitliche und soziale 

Probleme in Folge der Ablehnung von 

Anträgen und illegalen Abtreibungen 

oder dadurch, dass Frauen diese Anträge 

erst gar nicht zu stellen wagten. Zudem 

deutete sich Ende der 60er und insbe-

sondere Anfang der 70er Jahre an, dass 

im Zuge der politischen Auseinanderset-

zungen in Westeuropa, inklusive der 

BRD, eine Reform des Abtreibungsrech-

tes zur Debatte stand. All dies führte 

dazu, dass (gesundheits-) politische Ver-

antwortungsträger Ende 1971 eine tief-

greifende Neuregelung der gesetzlichen 

Grundlagen zum Schwangerschaftsab-

bruch in der DDR vorbereiteten. Wenn 

auch ohne breite öffentliche politische 

Diskussion und nicht von unten erstrit-

ten, so kam dennoch dadurch am 9. 

März 1972 mit dem „Gesetz über die Un-

terbrechung der Schwangerschaft“ das 

modernste Gesetz in der Abtreibungs-
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frage, das es in Deutschland jemals gab, zur Abstimmung: Au-

ßerstrafrechtlich geregelt, mit den Rechten der Frau und ihrer 

Gleichberechtigung legitimiert, ohne Beratungspflicht, finan-

ziert durch die Gesundheits- und Sozialversicherung und mit 

dem Anspruch auf unentgeltliche Kontrazeptiva verbunden. In 

den folgenden Jahren wurde dieses Gesetz durch zahlreiche 

sozialpolitische Leistungen flankiert, die gleichermaßen auch 

die Entscheidungen für Wunschkinder befördern sollten. Das 

Gesetz wurde durch die Frauen rasch angenommen, die Zahl 

der Abbrüche war hoch, sank aber bis Ende der 80er Jahre etwa 

auf das Niveau der BRD.

In der BRD war die Reform des Abtreibungsrechtes in den 70er 

Jahren in die damaligen gesellschaftlichen Auseinanderset-

zungen eingebunden. In vielen Bereichen ging es um Selbstbe-

stimmung, das Aufbrechen verkrusteter gesellschaftliche Ver-

hältnisse, und Themen wie Beziehungsweisen, Sexualität und 

Abtreibung eigneten sich nahezu symbolisch, dies zu verdeut-

lichen. Zudem war durch die restriktiven Zugänge zu Schwan-

gerschaftsabbruch und Kontrazeption durch vielfältige Notla-

gen der betroffenen Frauen und Paare ein großer Druck ent-

standen. Es ging um die Gesundheit von Frauen und ihr Verfü-

gungsrecht über ihren Körper und ihr Leben. Die 1974 auf der 

Straße und in politischen Kämpfen erstrittene Fristenlösung 

wurde nach einer Anrufung des Bundesverfassungsgerichtes 

bereits 1975 wieder gekappt. Das Bundesverfassungsgerichts-

urteil setzte Normen, die bis heute tragende Wirkung haben 

(Lebensschutz des Embryos für die gesamte Dauer der 

Schwangerschaft, Schutzauftrag des Staats, Unterordnung der 

Rechte der Frau). Seit 1976 galt ein reformierter § 218 mit vier 

Indikationen (sozial, medizinisch, embryopathisch und krimi-

nologisch). In der Folge wurden die meisten Abbrüche auf der 

Grundlage der „Notlagenindikation“ vorgenommen. Es ent-

stand ein Netz an Schwangerschaftsberatungsstellen, das zu-

gleich den Auftrag hatte, die Pflichtberatungen zum Schwan-

gerschaftsabbruch durchzuführen. Insbesondere pro familia 

integrierte in ihre Beratungsstellen ÄrztInnen, die ermächtigt 

zur Indikationsstellung waren und Frauen dadurch den Zu-

gang nicht zusätzlich erschwerten. 

Zu Vereinheitlichendes
Anfang der 90er Jahre erforderte die Vereinigung von BRD und 

DDR u.a. auch in dieser Frage eine einheitliche rechtliche Re-

gelung. Das Abtreibungsthema war aufgrund der fundamenta-

len Unterschiede in beiden deutschen Staaten (strafrechtlich 

vs. außerstrafrechtlich) eines der höchst kontrovers besetzten 

und konnte im Einigungsvertrag nicht gelöst werden. Als Auf-

trag wurde allerdings die Zielrichtung der „zum Schutz des un-

geborenen Lebens und zur verfassungskonformen Bewälti-

gung von Konfliktsituationen“ festgeschrieben. Nachdem zu-

nächst wiederum das Bundesverfassungsgericht angerufen 

wurde und es das Gesetz von 1993 kassiert hatte, sind seit 1996 

die reformierten §§ 218/219 StGB und das Schwangerschafts-

konfliktgesetz in der heutigen Fassung gültig. Ein parteiüber-

greifender Kompromiss war gefunden. In der Folge verloren 

die Ostfrauen ihr Recht auf die selbstbestimmte Entscheidung, 

die Westfrauen gewannen dennoch eine weitere Liberalisie-

rung: Zwar blieben die strafrechtliche Einordnung unter die 

Tötungsdelikte (nach wie vor im Abschnitt 16 fixiert, allerdings 

inzwischen „Straftaten gegen das Leben“ genannt) und damit 

verbunden die grundsätzliche gesellschaftliche und morali-

sche Ächtung des Abbruchs einer Schwangerschaft. Dennoch 

sah der reformierte § 218 nunmehr statt der sozialen Indikati-

on den Abbruch auf der Grundlage der Beratungsregelung vor. 

Der verfassungsrechtlich dem Staat übertragene Schutz des 

ungeborenen Lebens sollte mit einer entsprechenden zielori-

entierten Pflichtberatung nach § 219 gesichert werden, die 

dazu beitragen solle, dass die Frau „eine verantwortliche und 

gewissenhafte Entscheidung“ trifft – und zwar in dem Be-

wusstsein, „dass das Ungeborene in jedem Stadium der 

Schwangerschaft auch ihr gegenüber ein eigenes Recht auf Le-

ben hat und deshalb nur in Ausnahmesituationen in Betracht 

kommen kann, die so schwer und außergewöhnlich ist, dass 

sie die zumutbare Opfergrenze übersteigt“. Das flächende-

ckende Angebot pluraler Schwangerschaftsberatungsstellen 

hat in allen Angebotsfacetten diesen Hintergrund. Ergänzend 

wurde der Abbruch einer Schwangerschaft ohne Indikation 

aus dem Katalog der Finanzierung durch die gesetzlichen 

Krankenkassen gestrichen.

Heutige Befunde
Nachdem es noch einige heftige Debatten gab (u.a. im Kontext 

des Ausstiegs der katholischen Kirche aus der Schwanger-

schaftskonfliktberatung, zum Bayrischen Sonderweg oder die 

Debatten zum medikamentösen Abbruch), ist Ruhe eingetre-

ten. Die Politik möchte eher nicht den mühsam errungenen 

Kompromiss gefährden. Beraterinnen wie Trägerverbände ha-

ben sich mehrheitlich mit der Situation arrangiert: Damit, dass 

man den Frauen auf der Basis der schließlich ergebnisoffenen 

Beratung Wichtiges mitgeben könne, dass professionelle Bera-

tung auch in anderen „Zwangskontexten“ möglich sei und 

man das Beste daraus mache. Zudem wird ein komplexes Be-

ratungsangebot inzwischen durch die Schwangerschaftsbera-

tungsstellen gesichert (bei pränataler Diagnostik, soziale Bera-

tungen, Stiftungsanträge, Frühe Hilfen, jetzt auch zur vertrau-

lichen Geburt). Die Frauen selbst nehmen die Beratung entwe-

der dankbar in Anspruch oder als notwendiges Übel hin. Ihre 

Entscheidungen stehen zumeist bereits vorher fest. Sie werden 

nicht mehrheitlich in der Beratung getroffen oder durch sie 

verändert, allenfalls gesichert und flankiert durch weitere In-

formationen (Methoden, Kostenübernahmemodalitäten etc.). 

Sie wissen kaum, dass es einen § 218 StGB gibt. Beraterinnen 

wollen ihnen die ohnehin nicht leichten Schritte in der Regel 

etwas leichter machen. Die Klientinnen sind erleichtert. Eine 

eigenwillige Melange von Arrangements entsteht.

Auch in den öffentlichen Debatten herrscht eher Schweigen 

oder Moralisieren, wenn es um Abtreibung geht. Allenfalls zur 

Skandalisierung oder Dramatisierung geeignete Geschichten 

finden den Weg in die Medien. Abtreibungsgegner tun ihr Üb-

riges, knüpfen in jüngerer Zeit geschickt an reproduktionsme-

dizinische Fragestellungen an und verbinden dies mit dem 
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Abtreibungsthema (Marsch für das Leben, One of us etc.). Öf-

fentliches Schweigen oder Moralisieren, rechtliches Stigmati-

sieren befördern, dass ein ohnehin intimes Thema nicht als 

eines, das viele Frauen verbindet, erlebt wird, sondern Frauen 

sich als Vereinzelte und Schuldige spüren, dieses Thema nicht 

(mehr) selbstbewusst besetzen. Die ohnehin existierende Be-

sonderheit des Abbruchs einer Schwangerschaft wird gefühlt 

und überlagert dies alles auf fatale Weise.

Die Zukunft
Die „entspannte Liberalität“ (Monika Frommel), die man 

durchaus im pragmatischen Umgang mit dem Abtreibungs-

thema konstatieren kann (insbesondere im Vergleich zu der 

In dem langen Kampf gegen das Abtreibungsverbot wurde 

Selbstbestimmung zu dem Kampfbegriff der Frauenbewegung. 

Im Blick war dabei das Recht jeder Frau, selbstbestimmt darü-

ber zu entscheiden, ob sie eine Schwangerschaft austragen 

möchte oder nicht. In diesem Sinne war die Forderung nach 

Selbstbestimmung in erster Linie als Abwehrrecht gegen pater-

nalistische Bevormundung und Fremdbestimmung gerichtet. 

Dieses Verständnis von Selbstbestimmung wurde von feminis-

tischer Seite zunächst fraglos auf die neuen Gen- und Repro-

techniken übertragen. Diesen wurde unterstellt, sie dienten 

wie das Abtreibungsverbot zur Beherrschung der Fortpflan-

zungsfähigkeit der Frau und müssten folglich bekämpft wer-

den. Aber auch die Anbieter der neuen Gen- und Reprotechni-

ken argumentierten und argumentieren mit dem Recht auf 

Selbstbestimmung. Allerdings unterscheidet sich ihr Verständ-

nis von Selbstbestimmung: Sie meinen damit ein Anspruchs-

recht auf ein eigenes, gesundes Kind mit Hilfe der neuen bio-

medizinischen Angebote. Müsste ein solches Fortpflanzungs-

recht für alle Frauen und Männer – auch in einer gleichge-

Zeit davor in der BRD) ist nicht selbstverständlich. Vor allem 

international zeigen sich immer wieder Tendenzen und Akteu-

re, die bereit sind, die Liberalisierungstendenzen der letzten 40 

Jahre infrage zu stellen (u.a. Spanien, Frankreich) oder die die 

Kraft haben, diese dringend anstehenden Liberalisierungen 

bislang zu verhindern (u.a. Polen, Irland). Aber auch national 

ist es angezeigt, achtsam zu sein, wenn es um das Recht auf 

reproduktive Selbstbestimmung in dieser Frage geht.
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Feministische Kritik an Gen- und Reprotechniken  
damals und heute

schlechtlichen oder außerhalb einer Partnerschaft – nicht von 

feministischer Sicht verteidigt werden? Ich werde im Folgen-

den argumentieren, dass es gute ethische und politische Grün-

de gibt, dies nicht zu tun und an dem „alten“ feministischen 

Selbstbestimmungsbegriff festzuhalten.

Etablierung der Gen- und Reprotechniken
In den 1970er Jahren, im Schatten der politischen Auseinan-

dersetzung um die Reform des §218 StGB, wurde die Pränatal-

diagnostik über ein Modellprojekt der Deutschen Forschungs-

gemeinschaft eingeführt. Anfangs sollte sie ausschließlich 

Frauen mit einem hohen „Risiko“ für ein behindertes Kind an-

geboten werden. Diagnostiziert werden konnten damals Chro-

mosomenveränderungen. Mit dem Humangenomprojekt wur-

den und werden immer mehr Gentests auf molekularer Ebene 

verfügbar, die auch vorgeburtlich eingesetzt werden können. 

Die Altersgrenze für die Fruchtwasseruntersuchung rückte 

bald von 38 auf 35 Jahre vor und durch biochemische Testver-

fahren (Triple-Test) und verfeinerte Ultraschalldiagnostik (Na-


